
Delticom AG 
Hannover 
Wertpapier-Kenn-Nummer (WKN) 514680 
International Securities Identification 
Number (ISIN) DE0005146807 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung am 9. Juli 2025 in Hannover 

Informationen zu Punkt 10 der Tagesordnung: 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über den in Tagesordnungspunkt 10 vor-
geschlagenen Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 
des Aktiengesetzes in Verbindung mit § 186 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 des Aktiengeset-
zes 

Zu Tagesordnungspunkt 10 wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die Gesellschaft gemäß 
§ 71 Absatz 1 Nr. 8 des Aktiengesetzes bis zum 8. Juli 2030 zu ermächtigen, eigene Aktien im 
Volumen von – unter Berücksichtigung anderer Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft 
bereits erworben hat und besitzt oder der Gesellschaft zuzurechnen sind – bis zu 10 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert niedriger ist – zum Zeitpunkt der Ausübung 
der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ersetzt die bisherige Ermächtigung, 
die von der Hauptversammlung am 7. Juli 2020 erteilt wurde. Diese wird zum Zeitpunkt der Haupt-
versammlung ausgelaufen sein. Der Gesellschaft soll weiterhin eine Ermächtigung in Höhe des 
gesetzlich zulässigen Höchstvolumens für den Erwerb eigener Aktien in Höhe von 10 % des Grund-
kapitals der Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden. Damit soll die Gesellschaft weiterhin in die 
Lage versetzt werden, kurzfristig eigene Aktien ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung 
in einem angemessenen Umfang erwerben zu können. 

Die zu Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht es der Gesellschaft, ge-
mäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 des Aktiengesetzes eigene Aktien zu anderen Zwecken als dem Wertpa-
pierhandel bis zum vorstehend genannten Maximalumfang über (1) die Börse oder (2) durch ein 
an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebot oder (3) eine öffentliche Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten zu erwerben.  

Die Ermächtigung sieht vor, dass der gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) bei 
einem Erwerb über die Börse den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft glei-
cher Ausstattung im Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funkti-
onal vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Han-
delstagen der Frankfurter Wertpapierbörse, die dem Erwerb oder – falls früher – der Eingehung 
einer Verpflichtung zum Erwerb vorausgehen, um nicht mehr als 10 % über- oder 20 % unterschrei-
ten darf. 

Im Falle eines öffentlichen Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten dürfen der angebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspannen je 
Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse je Aktie im Xetra-Handel 
(oder einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei Handelstagen der Frankfurter Wertpapier-
börse vor dem Tag der Entscheidung des Vorstands, ein öffentliches Angebot abzugeben bzw. zur 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten ebenfalls um nicht mehr als 10 % 
über- oder 20 % unterschreiten.  
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Sofern sich nach diesem Zeitpunkt erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses vom Kauf-
preis bzw. einer im Zusammenhang mit einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
festgesetzten Kaufpreisspanne ergeben, sieht die Ermächtigung vor, dass das Angebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst werden kann. In diesem Fall be-
stimmt sich der maßgebliche Betrag nach dem Kurs vor dem Tag der Entscheidung des Vorstands 
über die Anpassung; die 10 %-Grenze für das Überschreiten und die 20 %-Grenze für das Unter-
schreiten sind dann auf diesen Betrag anzuwenden. 

Bei einem Erwerb durch ein öffentliches Kaufangebot oder aufgrund öffentlicher Aufforderung zu 
Verkaufsangeboten kann jeder Aktionär entscheiden, ob und für wie viele Aktien er das Kaufange-
bot annehmen bzw. ein Verkaufsangebot abgeben möchte.  

Beim Erwerb eigener Aktien ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu wahren. Über-
steigt das Volumen der Annahme des Angebots durch die Aktionäre bzw. der abgegebenen Ange-
bote der Aktionäre die Höchstmenge der von der Gesellschaft nachgefragten Aktien, kann das 
Andienungsrecht der Aktionäre insoweit teilweise ausgeschlossen werden als der Erwerb nach 
dem Verhältnis der jeweils angedienten Aktien je Aktionär erfolgt. Hierbei soll es möglich sein, 
einen bevorrechtigten Erwerb bzw. eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis maxi-
mal 100 Aktien je Aktionär und eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorzusehen. 
Diese Möglichkeiten dienen dazu, die technische Abwicklung zu erleichtern und kleine Restbe-
stände zu vermeiden. Auch insoweit ist das Recht der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien partiell 
ausgeschlossen.  

Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere Bedin-
gungen enthalten, z.B. das Erreichen einer Mindestannahmequote.  

Die von der Gesellschaft auf Grundlage dieser oder einer früheren Ermächtigung gemäß § 71 Ab-
satz 1 Nr. 8 des Aktiengesetzes erworbenen oder noch zu erwerbenden eigenen Aktien sollen zu 
allen gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden dürfen, insbesondere auch zu den nach-
folgend dargestellten.  

Gemäß lit. d) aa) der Ermächtigung können die eigenen Aktien, welche die Gesellschaft erwirbt, 
über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre wieder veräußert werden, 
wobei im Falle eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre das Bezugs-recht der Aktionäre für 
Spitzenbeträge ausgeschlossen ist. Dabei dient die Möglichkeit zum Wiederverkauf eigener Aktien 
der vereinfachten Finanzmittelbeschaffung. Mit dieser Möglichkeit wird dem gesetzlichen Gleich-
behandlungsgrundsatz Rechnung getragen (§ 53a des Aktiengesetzes). 

Gemäß lit. d) bb) der Ermächtigung soll die Gesellschaft die auf Grund eines Ermächtigungsbe-
schlusses erworbenen eigenen Aktien ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung einziehen 
können. Die Ermächtigung sieht entsprechend § 237 Absatz 3 Nr. 3 des Aktiengesetzes vor, dass 
der Vorstand die Aktien auch ohne die Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft einziehen 
kann. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automa-
tisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vor-
stand soll daher auch ermächtigt werden, erforderlich werdende Änderungen der Satzung hinsicht-
lich der sich durch eine Einziehung veränderten Anzahl der Stückaktien vorzunehmen. Die Einzie-
hung der eigenen Aktien kann allerdings auch mit einer Kapitalherabsetzung verbunden werden. 
Der Vorstand wird hierbei ermächtigt, das Grundkapital um den auf die eingezogenen Aktien ent-
fallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals herabzusetzen, und der Aufsichtsrat wird nach § 179 
Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien und des Grundka-
pitals in der Satzung der Gesellschaft entsprechend anzupassen. 
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Gemäß lit. d) cc) der Ermächtigung ist vorgesehen, dass die eigenen Aktien auch gegen Sachleis-
tung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre übertragen werden können. Dies kann ins-
besondere im Zusammenhang mit Unternehmenszusammenschlüssen und dem (auch mittelba-
ren) Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Unternehmensbeteiligungen oder Vermö-
gensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesell-
schaften geschehen. Nicht selten wird bei derartigen Transaktionen eine Gegenleistung in Form 
von Aktien verlangt oder erscheint aus Sicht der Gesellschaft zur Schonung ihrer Liquidität sinnvoll. 
Die hier vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspiel-
raum, um sich bietende Akquisitionsgelegenheiten schnell und flexibel sowohl national als auch 
auf internationalen Märkten ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des 
Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf 
achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich 
bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung zu übertragenden Delticom-Aktien grund-
sätzlich an deren Börsenpreis orientieren, ohne hieran schematisch zu haften, insbesondere um 
einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage 
zu stellen. Auch bei der Entscheidung über die Form der Aktienbeschaffung zur Finanzierung der-
artiger Transaktionen wird sich der Vorstand allein von den Interessen der Gesellschaft und der 
Aktionäre leiten lassen. 

Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß lit. d) dd) auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. im Zuge der Erfül-
lung von Wandlungs- oder Optionsausübungspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschrei-
bungen, die von der Gesellschaft oder Gesellschaften, an denen sie mehrheitlich unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, verwenden können. Der Vorstand wird bei 
der Entscheidung, ob in solchen Konstellationen eigene Aktien oder neue Aktien ausgegeben wer-
den, die Interessen der Aktionäre angemessen berücksichtigen. In diesen Fällen muss das Be-
zugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden. Dies gilt auch für die Gewährung einer marktüb-
lichen Form des Verwässerungsschutzes, soweit den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrech-
ten auf Aktien der Gesellschaft bzw. Schuldnern entsprechender Wandlungs- oder Optionsaus-
übungspflichten zum Verwässerungsausgleich Bezugsrechte auf Aktien in dem Umfang gewährt 
werden, wie sie ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung dieser Pflich-
ten zustünden. 

Der Beschlussvorschlag enthält ferner in lit. d) ee) die Ermächtigung, erworbene eigene Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auch außerhalb der Börse und ohne ein Angebot 
an alle Aktionäre gegen Barzahlung zu einem Preis zu veräußern, der den Börsenpreis der Aktien 
der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschrei-
tet. Mit dieser Ermächtigung wird von der gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 des Aktiengesetzes in 
Verbindung mit § 186 Absatz 3 Satz 4 des Aktiengesetzes zugelassenen Möglichkeit zum erleich-
terten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Durch die Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses kann ein schnellerer Mittelzufluss bei der Gesellschaft erreicht werden als bei einem 
unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgenden Veräußerungsangebot an alle Aktio-
näre. Zudem könnte die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge der 
Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagieren. Diese Ermächtigung liegt im 
Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität bei der Eigenkapitalbeschaffung ver-
hilft. Da der Veräußerungspreis für die eigenen Aktien nicht wesentlich vom Börsenkurs zum Zeit-
punkt der Veräußerung abweichen darf, wird dem Interesse der Aktionäre an einer wertmäßigen 
Nicht-Verwässerung ihrer Beteiligung angemessen Rechnung getragen. Es ist ihnen zudem grund-
sätzlich möglich, ihre Beteiligungsquote durch Zukäufe an der Börse aufrecht zu erhalten.  
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Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss veräußerten eigenen Aktien entfällt, darf insgesamt 20 % des Grundkapitals zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung nicht überschreiten. Der Beschlussvorschlag enthält 
zudem eine Anrechnungsklausel: Auf die Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals sind Aktien 
der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 
ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 des Ak-
tiengesetzes ausgegeben oder veräußert werden oder die zur Bedienung von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen ausgegeben oder gewährt wurden oder auszugeben oder zu ge-
währen sind, sofern diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 des Aktiengesetzes unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben wurden. 

Die vorstehend erläuterte Anrechnung auf die Höchstgrenze entfällt mit Wirksamwerden einer nach 
der Anrechnung von der Hauptversammlung beschlossenen neuen Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 des Aktienge-
setzes, soweit die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber bis zu 20 % des Grundkapitals nach 
den Vorgaben von Satz 2 von lit. d) ee), denn dann hat die Hauptversammlung erneut die Möglich-
keit, über den erleichterten Bezugsrechtsausschluss zu entscheiden, der zur Anrechnung geführt 
hat, sodass der Grund der Anrechnung wieder entfällt. Mit Inkrafttreten der neuen Ermächtigung 
zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss gilt die durch die Ausnutzung der jeweiligen Ermächti-
gung entstandene Sperre hinsichtlich der Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien ohne Be-
zugsrecht der Aktionäre nicht länger. Aufgrund der identischen Mehrheitsanforderungen an einen 
solchen Beschluss ist in der erneuten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss zugleich auch 
eine Bestätigung dieses Ermächtigungsbeschlusses zu sehen. Im Falle einer anschließenden Aus-
übung einer Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in direkter oder entsprechender Anwen-
dung von § 186 Absatz 3 Satz 4 des Aktiengesetzes erfolgt die Anrechnung erneut. 

Gemäß lit. d) ff) der Ermächtigung soll die Gesellschaft in der Lage sein, Aktien Dritten, insbeson-
dere Geschäftspartnern der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften, unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre anzubieten und an solche Dritte zu übertragen, wenn dies im vorran-
gigen Interesse der Gesellschaft liegt und die Übertragung geeignet und erforderlich ist, diese Zwe-
cke der Gesellschaft zu erreichen. Die Ausgabe von Aktien an solche Personen fördert deren Bin-
dung an das Unternehmen und die Ausrichtung an einer nachhaltigen Aktienkursentwicklung. Da-
her kann die Ausgabe von Aktien an Geschäftspartner der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesell-
schaften im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen. Bei der Festlegung des Ausga-
bepreises bzw. der von dem Geschäftspartner zu erbringenden sonstigen Gegenleistungen wird 
der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Der 
Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der angebotenen bzw. zu übertragenden Aktien 
am Börsenpreis für Aktien der Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen 
Börsenpreis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergeb-
nisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises infrage zu stellen. 

Schließlich sieht die Ermächtigung in lit. d) gg) vor, dass eigene Aktien unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre auch dazu zu verwendet werden dürfen, sie im Rahmen von Aktienbetei-
ligungs- oder anderen aktienbasierten Programmen oder Vergütungskomponenten an Mitglieder 
des Vorstands der Gesellschaft oder des Vertretungsorgans eines mit der Gesellschaft verbunde-
nen Unternehmens oder an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unter-
nehmens auszugeben. Soweit die eigenen Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 
ausgegeben werden sollen, entscheidet im Rahmen der von der Hauptversammlung erteilten 
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Ermächtigung nicht der Vorstand, sondern entsprechend der aktienrechtlichen Zuständigkeitsver-
teilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft. Die Aktienausgabe an Führungskräfte und Arbeitnehmer 
fördert deren Identifikation mit dem Unternehmen und unterstützt die Bereitschaft zur Übernahme 
von Mitverantwortung im Unternehmen. Die aktienbasierte Vergütung bietet zudem die Möglichkeit, 
die Vergütung von Führungskräften oder Arbeitnehmern in geeigneten Fällen auf eine langfristige 
Unternehmensentwicklung auszurichten. Statt anderer Kapitalmaßnahmen kann dafür die Verwen-
dung eigener Aktien eine sinnvolle Alternative sein, weil sie den Aufwand und den Verwässerungs-
effekt vermeidet, der mit einer Kapitalerhöhung und der Ausgabe neuer Aktien verbunden ist. Der 
mit dieser Verwendung der eigenen Aktien verbundene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.  

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten soll – mit Ausnahme der Einziehung ohne wei-
teren Hauptversammlungsbeschluss – nicht nur hinsichtlich solcher Aktien Ge-brauch gemacht 
werden können, die aufgrund eines Ermächtigungsbeschlusses gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 des 
Aktiengesetzes erworben wurden. Die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien soll vielmehr 
auch solche Aktien umfassen, die gemäß § 71d Satz 5 des Aktiengesetzes erworben wurden. Es 
ist vorteilhaft und schafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in gleicher Weise verwenden zu 
können. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über die Ausnutzung der Ermächtigung 
erstatten. Der Aufsichtsrat kann im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens bestimmen, dass 
Maßnahmen des Vorstands auf Grund der Ermächtigung nur mit seiner Zustimmung vorgenom-
men werden dürfen. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Aus-schluss des 
Bezugs- bzw. Andienungsrechts in den genannten Fällen aus den genannten Gründen für sachlich 
gerechtfertigt und auch unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre für angemessen. 

Sehnde, im Mai 2025 

Gez. Der Vorstand 

 

 


